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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsaussdiuß) 
zu dem Gesetz über das Apothekenwesen 

— Drucksachen 570, 1769, 1869 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Wittrock 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 113. Sitzung am 6. Mai 
1960 beschlossene Gesetz über das Apothekenwesen — Druck- 
sachen 570., 1769 — wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 24. Juni 1960 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. Zinn Wittrock 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drude; Bonner Universitäts-Buefadruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über das Apothekenwesen 


1. § 2 Abs. 1 ; 

a) In § 2 Abs. 1 Nr. 6 werden die Worte »die 

nach § 21 vorgeschriebenen Räume und die ' 
nach der Apothekenbetriebsordnung (§ 25) ' 
erforderlichen Einrichtungen und Geräte'' ' 
durch die Worte »die nach der Apotheken- 
betriebsordnung {§ 25) vorgeschriebenen 

Räume" ersetzt. 

b) § 2 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner 
geistigen oder körperlichen Kräfte oder ; 
wegen einer Sucht unfähig oder unge- 
eignet ist, eine Apotheke zu leiten.". ' 

2. § 3 Nr. 3 

§ 3 Nr. 3 wird wie folgt ergänzt: 

j 

»oder durch Widerruf der Genehmigung zur ' 
Ausübung des Apothekerberufs gemäß § 3 der j 
Reichsapothekerordnung;". 

3. § 7 Abs. 2 

§ 7 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. § 9 Abs. 3 

In § 9 Abs. 3 wird das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt; vor den Worten »keine An- 
wendung" werden die Worte »sowie § 7 Abs. 1 
Satz 1" eingefügt. 

5. § 11 

In § 11 wird das Wort »Inhaber" durch das 
Wort »Erlaubnisinhaber" ersetzt. 

6 . § 12 

In § 12 werden die Worte »oder mit einem 
Verstoß gegen diese Vorschriften in Zusam- 
menhang stehen" gestrichen. 

7. § 13 

§ 13 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 13 

(1) Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers 
dürfen die Erben die Apotheke für längstens 
12 Monate durch einen Apotheker verwalten 
lassen. Der Verwalter erhält für diese Zeit eine 
Genehmigung. Er muß die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7 erfüllen. 

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn der Ver- 
walter nicht mehr die Bestallung als Apotheker 
besitzt. § 4 ist entsprechend anzuwenden. 


(3) Der Verwalter ist für die Beachtung der 
Apothekenbetriebsordnung und der Vorschrif- 
ten über die Herstellung von Arzneimitteln 
und den Verkehr mit diesen verantwortlich.". 

8. Vor § 14 

Die Überschrift vor § 14 wird wie folgt ergänzt: 
Notapotheken". 

9. § 14 

a) In § 14 Abs. 1 werden nach den Worten 
»desselben Gemeindebezirkes" die Worte 
„und der angrenzenden Stadt- und Land- 
kreise" eingefügt. 

b) In § 14 Abs. 1 werden die Worte ", Einrich- 
tungen und Geräte" gestrichen. 

c) § 14 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 berech- 
tigt zur Abgabe von Arzneimitteln für In- 
sassen der Krankenanstalten des Trägers, 
dem die Erlaubnis erteilt ist, und an die 
in den Anstalten beschäftigten Personen.". 

, 10. § 16 

a) In § 16 Abs. 1 werden die Worte ", Ein- 
richtungen und Geräte" gestrichen. 

^ b) § 16 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
i »§ 13 gilt entsprechend.". 

i 

I 11. § 17 

In § 17 letzter Satz wird nach ,,§ 2" eingefügt 
„Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7". 

12. § 18 Abs. 2 Satz 2 

§ 18 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
»Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in- 
soweit eingeschränkt.". 

13. §§21 bis 25 

i Die §§ 21 bis 25 werden gestrichen und durch 
folgenden § 25 ersetzt: 

»§ 25 

Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, soweit dies zum Zwecke der einwandfreien 
Herstellung, Prüfung, Aufbewahrung und Ab- 
gabe von Arzneimitteln und zur Gewährleistung 
eines ordnungsgemäßen Betriebes der Apothe- 
ken erforderlich ist, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates eine Apothe- 
kenbetriebsordnung zu erlassen. Die Apothe- 
kenbetriebsordnung soll die Anforderungen 
festlegen, die an die Räume, die Einrichtung, 
den Betrieb, das Personal einer Apotheke, Kran- 
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kenhausapotheke und Zweigapotheke zu stellen 
sind. Sie soll ferner für Apotheken und Zweig- 
apotheken die Stellvertretung und Dienstbereit- 
schaft regeln sowie Vorschriften über Waren- 
lager, Nebengeschäfte, Rezeptsammelstellen und 
Arzneiabgabe außerhalb der Apothekenbetriebs- * 
räume treffen.". 

14. § 26 

In § 26 werden die Worte „der Bundeswehr und 
des Bundesgrenzschutzes" durch die Worte „der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der 
Bereitschaftspolizeien der Länder" ersetzt. 

15. Vor § 27 

Die Überschrift vor § 27 wird wie folgt gefaßt: 

„Straf- und Bußgeldbestimmungen". 

16. § 29 I 

a) § 29 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. eine Apotheke durch eine Person ver- 
walten läßt, der keine Genehmigung 
nach § 13 Abs. 1 Satz 2 erteilt worden 
ist;". 

' \ 

b) In § 29 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „an 
andere Personen als an Insassen einer Kran- 
kenanstalt" durch die Worte „für andere als 
die dort benannten Personen" ersetzt. 

c) § 29 Abs. 1 Nr. 3 wird gestrichen. 

d) In § 29 Abs. 2 werden die Worte „einer der i 
Vorschriften der §§ 21, 22, 23 und 25 oder" 
gestrichen. 

17. § 30 

§ 30 wird durch folgende §§ 30, 30 a und 30 b 
ersetzt: 

.§ 30 

(1) Personalkonzessionen, Realkonzessionen 
und sonstige persönliche Betriebserlaubnisse, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
teilt worden sind, gelten als Erlaubnisse im 
Sinne des § 1. Dies gilt auch für Berechtigun- 
gen, deren Inhaber Gebietskörperschaften sind; 
die Apotheken können verpachtet werden; § 9 
findet keine Anwendung. 

(2) Die nach bisherigem Recht erteilten Er- 
laubnisse zum Betrieb einer Krankenhausapo- 
theke gelten in ihrem bisherigen Umfange wei- 
ter. Die nach bisherigem Recht erteilten Erlaub- | 
nisse zum Betrieb einer Zweigapotheke gelten , 
als Erlaubnisse im Sinne des § 16. 

§ 30 a 

(1) Inhaber von anderen als den in § 30 be- 
zeichneten Apothekenbetriebsberechtigungen 
bedürfen zum Betreiben der Apotheke einer Er- 
laubnis nach § 1. Soweit sie beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine Apotheke auf Grund einer 
solchen Berechtigung betreiben, gilt die Erlaub- 
nis als erteilt. 

(2) Soweit eine solche Berechtigung nach 
Maßgabe der Verleihungsurkunde und der bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 


landesrechtlichen Bestimmungen von einer Per- 
son, die nicht eine der Voraussetzungen des § 2 
Nr. 3 erfüllt, genutzt werden durfte, verbleibt 
es dabei. Die Nutzung hat durch Verpachtung 
zu erfolgen; § 9 findet keine Anwendung; § 13 
bleibt unberührt. 

(3) Inhabern einer solchen Berechtigung 
wird eine Erlaubnis zum Betrieb einer anderen 
Apotheke, die keine Zweigapotheke ist, nur 
erteilt, wenn sie auf die bisherige Berechtigung 
verzichten. 

§ 30 b 

(1) Bei verpachteten Apotheken gilt die dem 
Pächter verliehene Betriebserlaubnis oder die 
Bestätigung als Pächter als Erlaubnis nach § 1. 

(2) Am 1. Mai 1960 bestehende Verträge 
über die Verpachtung oder Verwaltung einer 
Apotheke, die den §§ 9 und 13 nicht entspre- 
chen, bleiben bis zum Ablauf der vereinbarten 
Vertragsdauer in Kraft, wenn sie nicht zu einem 
früheren Zeitpunkt ihre Gültigkeit verlieren." 

18. § 31 

In § 31 werden die Worte „zwei Jahren" durch 
die Worte „fünf Jahren" ersetzt. 

19. § 31 a (neu) 

Nach § 31 wird folgender neuer § 31 a einge- 
fügt: 

.§ 31 a 

Auf ärztliche und tierärztliche Abgabestellen 
für Arzneimittel (Hausapotheken) finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwen- 
dung." 

20. § 32 

a) § 32 Abschnitt II Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 
„5. das bayerische Gesetz über das Apothe- 
kenwesen (Apothekengesetz) vom 

16. Juni 1952 (Bereinigte Sammlung des 
Bayerischen Landesrechts II S. 307) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Apothekenwesen 
vom 24. Mai 1960 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 83) mit Aus- 
nahme des Artikels 5 Abs. 1 Satz 2, der 
Artikel 13 bis 16, 18, 19, 21 bis 25, 26 
Abs. 1 und 3 sowie der Artikel 27, 29 
bis 31;". 

b) § 32 Abschnitt III Nr. 14 wird eingangs wie 
folgt gefaßt: 

„14. die §§ 1 bis 22, 24 und 25 ", 

c) In § 32 Abschnitt III Nr. 15 wird das Wort 
„Artikel" durch das Wort „Nummern" er- 
setzt. 

21. § 34 

§ 34 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 34 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1960 in 
Kraft." 
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